
Hermann Scherl, Professor für Sozialpolitik an der Universität Erlangen, prognostizierte im August
2003 statt der im Hartz-Bericht angekündigten Senkung der Arbeitslosigkeit um zwei Millionen
Arbeitslose eine Senkung um höchstens 400.000 Arbeitslose. Außerdem kritisierte er die
Missbrauchsmöglichkeiten bei den Ich-Aktiengesellschaften, fehlende Attraktivität der Minijobs für
Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger, Aufteilung regulärer Arbeitsplätze in mehrere Minijobs,
geringe Nutzung und Mitnahmeeffekte beim Job-Floater und die nur teilweise Deregulierung der
Arbeitnehmerüberlassung. Er lobte die politische Anerkennung der Arbeitnehmerüberlassung, die
Verbesserung der Vermittlung durch die Bundesanstalt für Arbeit und die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe.1
Der Wirtschaftswissenschaftler Rudolf Hickel äußerte sich in einem Interview mit der Tagesschau
vom 2. Juli 2004:

„Das vorrangige Motiv ist vor allem, Sozialausgaben einzusparen. Wir haben die hohe
Arbeitslosigkeit, wir haben hohe Kosten durch die Arbeitslosigkeit. Das vorrangige Ziel ist
einfach einzusparen. Der Wirtschaftsminister hat ja selber gesagt, dass die wichtigste
Herausforderung für Arbeitsplätze Wirtschaftswachstum ist. Aber von den Hartz-Gesetzen
– das wissen wir sicher – gehen keine Wachstumsimpulse aus, eher sogar eine Belastung.
(…) Wir haben Berechnungen, dass die Arbeitsmarktreformen am Ende sogar ca. 100.000
Arbeitsplätze kosten können.“

Durch den Europäischen Gerichtshof wurde ein Teil der Hartzgesetze wegen Altersdiskriminierung
für nichtig erklärt. Ältere Arbeitnehmer über 52 Jahren dürften nicht immer wieder nur mit
befristeten Arbeitsverträgen beschäftigt werden.
1Hermann Scherl: Die Vorschläge der Hartz-Kommission und deren Umsetzung. Eine
Zwischenbilanz. In: List-Forum für Wirtschafts- und Finanzpolitik, Band 29 (2003), Heft 3, Nomos-
Verlags-Gesellschaft , S. 216–236

Nach Auffassung des Bundessozialgerichts (BSG) (Januar 2009) verstoßen die „Hartz-IV“-
Regelsätze für unter-14-jährige Kinder, die als 60 % des Bedarfs eines Erwachsenen angegeben
sind, gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes. Der Gesetzgeber habe es versäumt, den
genauen Bedarf der Kinder zu ermitteln und zu definieren; die Kinder würden insbesondere
gegenüber den Kindern von Sozialhilfeempfängern benachteiligt. Das Bundesverfassungsgericht
entschied im Februar 2010, dass die Regelleistungen nicht verfassungsgemäß sind.1​

1Regelleistungen nach SGB II („Hartz IV- Gesetz“) nicht verfassungsgemäß, Pressemitteilung des
Bundesverfassungsgerichts zum Urteil vom 9. Februar 2010 – 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09,
abgerufen am 9. Februar 2010
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